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Migrationspolitik im Fokus: Union
fordert klare Maßnahmen von der Ampel
Union fordert Einigung beim Migrations-Treffen in Berlin,

sonst keine weiteren Gespräche. Merz betont
ungesteuerten Zuwanderungsdruck.

In Berlin stehen wichtige Gespräche zu Migration an, und die
Aufregung in der politischen Landschaft ist spürbar. Während die
Ampel-Koalition aus SPD, Grünen und FDP vor hohen
Erwartungen warnt, bringen die Unionsparteien klare
Forderungen auf den Tisch. Die stellvertretende
Regierungssprecherin Christiane Hoffmann rät, zunächst die
Ergebnisse abzuwarten, bevor große Hoffnungen formuliert
werden. Ein Hinweis darauf, dass innerhalb der Regierung eine
vorsichtige Linie verfolgt wird.

Die CDU hat sich stark positioniert. Friedrich Merz, der
Vorsitzende der Partei, äußerte sich deutlich zu den
Herausforderungen der Migration in Deutschland. Auch wenn er
nicht an den Gesprächen teilnehmen wird, setzt er sich für eine
drastische Reduzierung der Zuwanderung ein. Merz kritisierte,
dass nicht Themen wie das Waffenrecht oder
Flüchtlingsabschiebungen im Mittelpunkt stehen sollten, sondern
der immer noch ungesteuerte Zuwanderungsdruck. Seine
Botschaft war klar: Sollte bei den Gesprächen keine Einigung
erzielt werden, würden weitere Dialoge obsolet sein.

Die Unionsforderungen

Die Union unter dem Vorsitz von Merz und den
Ministerpräsidenten der Bundesländer fordert eine grundlegende



Wende in der Migrationspolitik. Boris Rhein, der hessische
Ministerpräsident, stellte eine Liste von Maßnahmen vor, die von
der Union gefordert werden, darunter eine Fortsetzung der
Kontrollen an den Binnengrenzen. Zudem wird eine konsequente
Rückweisung von Migranten an den deutschen Grenzen
gefordert. Auch die Rückführung nach Afghanistan und Syrien
sowie die Entziehung der Staatsbürgerschaft für Straftäter sind
Teil dieser Forderungen.

Die CDU-Spitze sieht nicht nur die Notwendigkeit, das
bestehende Asylsystem zu reformieren, sondern setzt auch auf
eine strikte Anwendung der Dublin-Regeln auf europäischer
Ebene. Dabei wird gefordert, dass abgelehnte Asylbewerber in
sichere Herkunftsländer zurückgeführt werden. Diese strengen
Maßnahmen stehen im Vordergrund der Union, die damit ein
Zeichen setzen möchte.

Die Rolle des Sicherheitspakets

Im Rahmen dieser Verhandlungen ist das „Sicherheitspaket“,
das in der vergangenen Woche von der Bundesregierung
verabschiedet wurde, von zentraler Bedeutung. Es dient als
Reaktion auf die Gewaltsoffensive in Solingen, die zur
Erschütterung der Öffentlichkeit führte. Dieses Paket støßt im
Parlament auf einheitliche Unterstützung, da es Maßnahmen zur
schnelleren Rückführung abgelehnter Asylbewerber, zur
Bekämpfung islamistischer Terroraktivitäten und zur
Verschärfung des Waffenrechts umfasst.

Die Vorschläge beinhalten unter anderem, dass Personen, für
die ein anderes europäisches Land verantwortlich ist, in
Deutschland keine Sozialleistungen erhalten sollen, solange
dieses Land zur Rücknahme bereit ist. Angesichts der
Bedürfnisse nach einer besseren Handhabung von Asylanträgen
ist eine entsprechende Arbeitsgruppe von Bund und Ländern ins
Leben gerufen worden, die Lösungen für die Verbesserung des
Dublin-Verfahrens finden soll.



Auf Widersprüche hinweisen

Die Migrationsbeauftragte der Bundesregierung, Reem Alabali-
Radovan, warnt jedoch vor einem einseitigen Blick auf die
Migrationspolitik. Sie betont, dass Maßnahmen zur Bekämpfung
von Terror und Kriminalität nicht in einer pauschalen
Diskreditierung von Migranten resultieren sollten. Ein
sorgfältiger und differenzierter Umgang ist unerlässlich, um die
Herausforderungen der Migration angemessen zu bewältigen.

Angesichts dieser sensiblen Themen wird es interessant sein zu
beobachten, wie die verschiedenen politischen Akteure sich in
den anstehenden Gesprächen verhalten und welche
Kompromisse letztendlich gefunden werden. Das Treffen wird
voraussichtlich ohne Öffentlichkeit stattfinden, was darauf
hindeutet, dass die Regierung einen transparenten Dialog
anstrebt, aber auch vorsichtig mit den Themen umgehen
möchte.

Unter den Teilnehmern wird auch Innenministerin Nancy Faeser
von der SPD sein, sowie weitere Minister und Fraktionsvertreter.
Die Ansichten sind geteilt, und es bleibt abzuwarten, ob ein
tragfähiger Konsens gefunden werden kann oder ob die
Positionen der Union und der Ampelkoalition zu weit
auseinander liegen.
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